
HÖCHSTGRENZEN (vertikal) DER BEBAUUNG 

FÜR DIE PARZELLEN 29 - 34 

ANSONSTEN GELTEN DIE 

(siehe rechts ) 

WEITEREN FESTS. 

Z> TD 
=3 D 

a) Erweiterung um 4 Parzellen 
des mit Bescheid des LANDRATSAMTES 

MÜHLDORF 

vom 16 . 5.73 Nr. 2-3 BV 610-2 
genehmigten Bebauungsplanes. 

b) Ergänzung des Gehweges an , J\ y 
der best. Straße Gweng - Flossing 

c) Änderung der Bebauungshöchstgr. 

für die Parzellen 29 / 30 
( von (Hy auf t*d) ) 

+ 7. 50 max. 
<77 ! 

—- 

2,30 

lossing 

Bebauungsplan Nr. 6 der Gemeinde Polling 

Ortsteil : Oberflossing - Nord 

Die Gemeinde Polling erläßt auf Grund der § § 2 und 10 0 b a u G vom 2 3.6.1 -) o. 

(RGBl. I S. 341) in Verbindung mit Art. 107 Abs. 4 und 6 Ua y 3 0 i." • ' • der 

ekanntmachung vom 1.10.19 7 4 (G V R1. 5. 513; der Bau NVl i.d.F. vorn 26.11 .1968 

(BGBl. I S. 1237, ber.S. 11) und Art. 23 G0 i.d.F. der üexanntmachung vom 

5 .4 2 . 1 973 (G V 01. S. 599) den Bebauungsplan Oberflossinq Neid- Erweiterung - 

in der Fassung vom 30.10,1975 als Satzung. 
Cer lebauungsplan und die Begründung v-- abauungsplanes sind Bestandteil 

dieser Satzung. 

) . Zeichenerklärung : 

A) für dis Festsetzungen 

') Für die Hinweise 

76 

© 

bestehende Grundstücksgrenzen 

vorgeschlagene Grundstücksteilung 

FiurStücksnummern 

vorläufige Te1lg rundstücksnummer 

ltbebauung (Hauptgebäude) 

A11 b e h a u u n g (Nebengebäude) 

a '• .er Entwurf der- Bebau jnosplanss wurde mit der Begründung gemäß 

17. KW 1976 . _ 21. Ä 1375 

© 

-eitere Festsetzungen 

Grenze des Geltungsbereiches 

-j t r ; a n b e g r e n z u n g s 1 i n i e { 

baugrenze 

öffentliche Verkehrsfläche 

zwingend Erdgeschoß + ausgebautes Dachgeschc3(Kniestock^ 

zwingend 2-ceschoQig 

Garage"1 

nur Einzel- u^d Doppelhäuser zulässig 

: j ic ^ t d r e:ecke 

verbindliche F irstric-htung 

geplante Gebäude 

Allgemeines Wohngebiet im Sinne des § 

8 

10 

2 ' Ä b«.. 6 BBauG vom CVY Öi# 

öffentlich ausgsleqt, 

) - 
Polling, 

in dar uerreince 

ü ,t 
\r-.\ / 2 ■f jtf 

k^ 

1. JULI 1976 
b) Die Gemeinde hat mit Beschluß des Gerne:nderates vom 

luung'spla- gemäss § 10 BBauG als Satzung beschioßen. 

Polling, oen 
& tiftS I f V-t\ v- v • t *■-./ 
VhNt 

Bür gereister 

1. Ger Geltungsbereich ist a 

der CauNV festgesetzt. (UA} 

2. Die bauliche Nutzung der Grundstücke ist im Rahmen res $ 17 Abs, » 

■ auN V Grundflächenzahl (GRZ 0,2 

ueschaßflächenzahi (GrZ) 0,3 zulässig 

bei (j>® 

3. ls ist die offene Bauweise festgesetzt. 

4. Für die Hauptgebäude sind Satteldächer mit einem Neigungswinkel 

zwischen 22 und 26° vorzuschreiben. 

5. Für Garagen sird Flachdächer anzuordnen. Parzellen 31 -34 5'J 2 2-26". 

6. Einfriedungen sind als Gägerzaun mit ninterpflanzung zu erstellen. 

; i b h ähe darp 1,00 rr von der Fahrbahnoberkante nicht überschreiten. 

7. Soweit seitliche .'laugrenzen nicht festgesetzt sind, sind die Art. 6 

und 7 üayflD anzuwerden. Garagen dürfen, soweit im Bebauungsplan vor¬ 

gesehen, an die Grenze gebaut werden. 

Ausserhalb der mit öaulinien und Raugrenzan bezeichneten überbau“are- 

Grunüst"cksf1ächen dürfen Nabenanlagen im Ginne oes [ 14 rer BauNV nicht 

errichtet weroen. 

Oie Sichtdreiecke der Grundstücxe an den Öffentlichen Jerkehrscleeren 

sind von Hochbauten, Oepflenzunger, aller Art, Haufen und Stapeln, wern 

sie eine grössere Höhe als ",00 m her -.*■ rassenoberkant e e r r e i cher , 

^reizuhalten. 

ie maximale Gockelhöhe darc 60 cm nicht, überschreiten. Oie maximale 

Trauphöhe, gemessen am Schrittounkt der auesenwand mit der Sparrenlage 

oarF bei erdgeschossigen Gebäuden 3,50 m, bei zwoigsschossigec Gebäude'1 

6,00 m nicht überschreiten. Die nordnung von Kniestöcken ist nicht 

zulässig. - Parzellen 29-34 : Kniestöcke zulässig (maximal ',15 m ; 

der Cebäudesöckel darf die Höhe einer Hauseingangsstufe (15 cm; nicht 

überschreiten. 

11. Oie private Grünfläche ist mit standortgerechten Laubbäumen und iträuchern 

zu bepflanzen. Nichtheimische Anpflanzungen, wie insbesondere Thujenhecker 

5><nd urtiul ass I 3 --- 

"Das Landratsamt Mühldorf a. Inn hat den Bebauungsplan "Flossing- 
Nord" Erweiterung und Änderung mit Verfügung vom 16.12.1976 Nr. 
61-610/2 Sg. 4O/4 gemäß § 11 BBauG i.V.m. § 2 Zuständigkeitsver¬ 
ordnung zum Bundesbaugesetz vom 7.11.1975/fGVBl. S. 355) genehmigt 

Inn’ Aen 7-2,1977 

‘■ä %Hel Rambold 
Landrat 

20. JAN. OT 
d) Die Genehmigung wurde am . orts blich bekanntgemacht. 

In der Bekanntmachung wurne darauf hingewiesen, das3 der Bebauungs¬ 

plan mit Begründung in der Gemeindekanzlei in Polling, rtathausstr.16 

zu jedermanns uinsicht wahrend der allgemeinen Gesc^aFtsstunüer 

bereit 1 i.egt, und dass auf Verlangen über den Inhalt Auskunft gege¬ 

ben wird. Eine Verletzung von Verfahrens- ocer fürmvorschrirtan des 

BBauG beim Zustandekommen dieser Satzung - ist unbeachtlich, wenn sie 

nicht schriftlicn unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines 

Ga nres seit Inkrafttreten cer Satzung gegenüber der Gemeinde Polling 

geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften 

über oie Genehmigung oder cie Veröffentlichung des Bebauungsplanes 

verletzt worden sind ( j 1 5 5 a BBauG). 

Polling, 

Entwurf : 

Erweiterung 

Mühldorf, 21.8.1972 
30.10.1975 

l a ft dratt amt 
MiiMdorf a inn 

&n» 0 3. PE.1!. 1S 7 7 
, «\ __ 

ß23 00-1 



Betreff: Genehmigung des Bebauungsplanes Flossing-Hord 
Erweiterung und Änderung 

Das Landratsamt Hühldorf a. Inn hat den vom Gemeinderat der Gemeinde 
Polling am 01.07.1976 als Satzung beschlossenen Bebauungsplan zur Er¬ 
weiterung bzw. Änderung des Baugebietes PIossing Kord mit Schreioen 
vom 16.12.76 Hr. 61-610/2 unter den folgenden Auflagen genehmigt: 

1. Die im Plan dargestellte Grünfläche westlich der Erweiterung ist 
in einer Tiefe von 6 m in den Geltungsbereich des Beoauungsplanes 
12iteinzubeziehen. Sie ist bei den Parzellen Hr. 31—34 als privat 
Grünfläche zeichnerisch und textlich festzusetsen. 

2. Die allgemeine private - wie in Auflage 1 besenriebene — Grün¬ 
fläche ist mit standortgerechten Laubbäumen und Sträuchem zu be« 

| pflanzen, nichtheimische Anpflanzung, wie insoesondere Tnujenhek— 
f sind unzulässig. _ _ , 

)iese Auflage ist als Festsetzung zeichnerisch mittels Baunsymbo- 
f ieh und textlich in den Bebauungsplan aufzunehmen. 

3. Die textliche Festsetzung ITr. 10 ist für den Srweiterungs- und An- 
-> •» • . »  • _ Z' _ *1  -X —-^«« J -->■>« • ■» v» 4 mi Ay»Ti C* OVI • 

(15 cm) 
niüiiü u'Jöröüiu-üiucji. uiuimuii — —- - ^ie 
des ICniestoc’kes bei E + D — Gebäuden auch unter er. 10 der textli¬ 
chen Festsetzungen auf maximal 1,15 m zu beschränken. 

4. Die Grundflächensa. 1 - GHZ - und die Geschoßflächenzahl - GPS - 
ist für den Bereich der Erweiterung bzw. Änderung wie flogt fest¬ 
zusetzen: 

GHZ = 0,20 

GPZ =0,30 

*Der Gemeinderat Polling hat den Auflagen in seiner Sitzung von 20.01.77 
zugestimmt. 

Der Bebauungsplan mit Begründung liegt in der Geneindekanzlei in Pol¬ 
lin-, Rathausstr. 16 zu jedermanns Einsicht während der allgemeinen 
Geschäftsstunden bereit. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft 
gegeben. 

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Foravorschriften des Bundesbau- 
gesetzes vom 18.08.1976 (BGBl I S. 2221) beim_Zustandekommen dieser 
Satzung ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlicn unter Bezeichnung 
der Verletzung innerhalb eines Jahres seit Inkrafttreten der Satzung 
gegenüber der Gemeinde Polling geltend gemacht worden ist. Dies gilt 
nicht, wenn die Vorschritten über die Genehmigung oder_die Veröffent¬ 
lichung de Bebauungsplanes verletzt worden sind 1o5a BBauG;. 

Lit dieser Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich. 
(5 12 BBauG) - 

/#•/ 
f jS ' 

angeheftet: 28.1.1977 ffeihb? T*\ Polling£/28.1.1977 
abgenommen: lg j Gemeine' Polling 

-Re is inÄr 
2^ 1 .Bürgermeister 

* 



Begründung 

zur Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 Flossing-Nord 

Vom 16. Mai 1973 

umfassend die Teilgrundstücke Fl. Nr. 92 Pfarrei-Flossing, 

Fl. Nr. 93 H. Scheitzach 

Fl. Nr. 94,95 3. Schertshuber 

Entwurfsverfasser : Ing.-Büro fl. Neumann 

8260 Mühldorf/lnn, Kiesgrubenstr. 3 

A. Planungsrechtliche Voraussetzungen 

Ein Flächennutzungsplan ist nicht erforderlich. 

Der bestehende Bebauungsplan ist ausreichend, da die geringe 

Erweiterung im gleichen Gebiet liegt. 

B. Lage, Grösse und Beschaffenheit des E rwei terungstjebietes 

1. Das Erweiterungsgebiet ( 4 Parzellen) grenzt unmittelbar 

westlich an das bestehende Gebiet Oberflossing-Nord an. 

Die Bruttofläche des Grundstückes beträgt 0,340 ha. 

2. Das Gelände ist eben. Der Grundwasserstand liegt ca. 3,0 m 

unter Gelände. 

3. Der 3oden besteht aus ca. 30 cm Humusboden, und darunter gut 

tragfähiger Kiesboden. 

Für die Herstellung des ttagfähigen und sicheren Baugrundes 

sind keine Massnahmen erforderlich. 

C. Geplante bauliche Nutzung 

1. Die Art der baulichen Nutzung ist als reines Wohngebiet nach 

§ 4 der Bau NV0 festgesetzt. 

2a. Im Baugebiet sind 4 s&XEgxXKÖESeügx Wohngebäude 

(Erdgeschß mit ausgebautem Dachgeschoß) vorgesehen. 
b. Westlich des bestehenden Baugebietes wurde zusätzlich ein 

Gehsteig angelegt. 

c. Für die Parzellen 29 und 30 wurde 

von (n) auf (MD) geändert! 

die BebauunqshöQ_b.3t.g.renzÄ~ 
Und ratsam* 

:■». hm 

tinge 26.^11275 

ihr.. -.•. 

.S'lfir-Ran-ySrjck" 



3. 

4a. 

- 2 - 

Eg ist damit zu rechnen, dass das Erweiterungsgebiet innerhalb 

von 2 Jahren bebaut wird. 

Das Nettouohnbauland - Gesamtfläche aller 

Uohnbaugrundstücke umfasst 

Verkehrsflachen bereits vorhanden 

somit umfasst das Bruttowahnbauland 

Grün- und Freiflächen sind nicht vorgesehen, 

damit ergibt sich die Bruttowphnbauflache 

ebenfalls zu 

ca* 0,340 ha 

0,340 ha 

0,340 ha 

Es ergibt sich eine 

Bruttowohnungsdichte von 12 Wohnungen/ha Bruttowohnbauland 

Nettowohnungsdichte von 12 Wohnungen/ha Nettowohnbauland 

D. Bodenordnenda Massnahmen 

Zur Durchführung einer ordnungsgemässen Bebauung ist eine 

Grenzfestlegung (Vermessung) erforderlich. 

E. Erschliessung 

1. Das Erweiterungsgebiet ist durch die bereits bestehenden 

Siedlungsstrassen angeschlossen. 

2. Oie Wasserversorgung ist sichergestellt. 

Der Anschluss ist sofort möglich. 

3. Abwässer werden durch den bestehenden Abwasserkanal über ein 

Erdklärbecken, das ausreichend bemessen ist, abgeleitet. 

Für TagwassBr sind 3ickerschächte anzulagen. 

Der Anschluss an die Kanalisation ist sofort möglich. 

4. Die Stromversorgung ist gesichert durch Anschluss an das 

Versorgungsnetz der Isar—Amperwerke. 

5. Die Beseitigung der AbBlle ist sichergestellt durch die 

Müllabfuhr der Gemeinde. 

6. Die Kosten für Wasser und Kanal werden nach der Satzung der 

Gemeinde Polling abgerechnet. 

,Sa/ir-Rarxkiruck‘ 
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7* Die Erschlie39ung3ko3tsn für Strassa und Grunderwarb werden 

mit 30 % von der Gemeinde Polling übernommen« 

8. Alle übrigen Punkte sind durch das erste AnhörVerfähren geklärt« 

Plühldorf, d. 30.10.1975 Gemeinde Polling, d, 

Ing.-Büro Neumann 
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Landratsamt Mühldorf a. Inn 

Az. ..6.1.-610/2.Sg...40/4..;... Nr.. 826 Mühldorf a. Inn, 1 ^ • 1 2 * 1 $ ? & 
(Az. und Nr. bitte im Antwortschreib«/* angehen) ye|. 7^ Nebensteilei rJrf 

Zimmer-Nr. 1 _ 

Landratsamt 826 Mühldorf a. Inn, Postfach 409 \ 2-0 

An die 

Gemeinde 

8261 Polling 

l -J 

Bauleitplanung; 
Bebauungsplan "Plossing—Nord" —Erweiterung und Änderung— 

Anlage: 1 Bebauungsplan alte Passung mit Begründung 
1 Bebauungsplan 4-fach 
1 Begründung 4-fach 
1 Gemeindeakte Blatt 1-23 

Der vom Gemeinderat der Gemeinde Polling am 1. 7. 1976 als 

Satzung beschlossene Bebauungsplan zur Erweiterung bzw. Änderung 

des Baugebietes "Plossing-Nord" wird gemäß § 11 Bundesbaugesetz 

i.V.m. § 2 der Zuständigkeitsverordnung zum Bundesbaugesetz vom 

7. November 1975 (GVB1. S.. 355) unter den nachfolgend unter Nr. 

I angeführten Auflagen 

genehmigt. 

I. 

Auflagen: 

1.) Die im Plan dargestellte Grünfläche westlich der Erweiterung 

ist in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes ganz oder nur 

teilweise zumindest entsprechend der nachfolgenden Anmerkung 

miteinzubeziehen. 

Hausanschrift 

Tögtnger Straft« 18 

Sprechzeiten 
Montag - Freitag 
von 8-12 Uhr 

Fernsprecher 
(Vermittlung) 
(0 8431) 76 51 

Konten 
Kreissparkasse Mühldorf a. Inn Nr. 224 
Postsdiedeamt München Nr. 18810-804 
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Sie ist als allgemeine (öffentliche) oder westlich der 

Baugrundstücke Parzellen Nr. 31 his 34- als private Grün¬ 

fläche zeichnerisch und textlich festzusetzen. 

Anmerkung: 

Der Gemeinde v/ird anheimgestellt, sich für eine Alternative 

zu entscheiden. Bei einer Ausweisung als private Grünfläche 

würde es ausreichen, einen Teilbereich in Porm eines rd. 6 

bis 7 m tiefen Flächenstreifens westlich entlang der Grund¬ 

stücksgrenzen den vorbezeichneten Parzellen flächenmäßig zu¬ 

zuschlagen. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist dann 

nach Westen nur auf diesen Teil auszudehnen. 

2. Die allgemeine private -wie in Auflage 1 beschriebene- 

Grünfläche ist mit standortgerechten Laubbäumen und Sträuchern 

zu bepflanzen. Nichtheimische Anpflanzungen, wie insbesondere 

Thujenhecken, sind unzulässig. 

Diese Auflage ist als Festsetzung zeichnerisch mittels Baum¬ 

symbolen und textlich in den Bebauungsplan aufzunehmen. 

Die textliche Festsetzung Nr. 10 ist für den Erweiterungs¬ 

und Änderungsbereich wie folgt zu ändern und zu ergänzen: 

Der Gebäudesockel darf die Höhe einer Hauseingangsstufe (15cm) 

nicht überschreiten. Aus Gründen der Hechtsklarheit ist die 

Höhe des Kniestockes bei E + D - Gebäuden auch unter Nr. 10 

der textlichen Festsetzungen auf maximal 1,15 m zu beschränken. 

4* Die Grundflächenzahl -GRZ- und die Geschoßflächenzahl -GFZ- 

ist für den Bereich der Erweiterung bzw. Änderung wie folgt 

festzusetzen: 

GRZ =0,20 

GFZ =0,30 
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II. 

Die unter Ziffer I angeführten Auflagen werden wie folgt 

begründet: 

Die Auflagen 1 und 2 sind erforderlich, da das Neubauge¬ 

biet auf ebenem Gelände nordwestlich über dem Dorfkern 

liegt und besonders von Vfesten her einsehbar ist. Die 

geforderte Bepflanzung mit einem Grüngürtel soll der Ein¬ 

bindung in die Landschaft und der Verbesserung des Orts¬ 

bildes dienen. Die Herstellung der erforderlichen Eingrünung 

ist nur durch eine entsprechende Festsetzung sichergestellt0 

b) Die Auflage 3 war erforderlich, da ein 60 cm hoher Sockel 

verunstaltend wirkt. Aufgrund der Gegebenheiten (Gelände, 

Grundwasserstand) ist das vorgesehene Maß nicht zwingend. 

Die Schnittzeichnungen, auf dem Bebauungsplan unter c),sind 

entsprechend zu korrigieren. 

Die Auflage 4 soll sicherstellen, daß für das Wohngebiet in 

überwiegend landwirtschaftlich orientierter Umgebung zwar 

ein reichlich bemessenes Nutzungsmaß gegeben ist, wegen der 

großzügigen Baugrenzen ist jedoch das im Bebauungsplan ange¬ 

gebene Nutzungsmaß (GRZ 0,4 ; GFZ 0,5) zu hoch. 

Die in Ziffer I angeführten Auflagen sind vor der ortsüblichen 

Bekanntmachung der Genehmigung durch ent sprechenden Beschluß 

des Gemeinderats auszuführen. Anschließend ist der genehmigte 

Bebauungsplan mit Begründung öffentlich auszulegen. 
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Diese öffentliche Auslegung ist ortsüblich bekanntzumachen, 

in die Bekanntmachung ist außer Ort und Zeit der Auslegung 

auch der Text der Auflagen mit aufzunehnen. Die Frist für 

die Auslegung ist so festzusetzen, daß der Bebauungsplan an 

dem Tag, an dem die Bekanntmachung erfolgt, auch öffentlich 

ausliegt. Als Auslegungsfrist wird ein Monat empfohlen. 

Bach Abschluß der Auslegung sind dem Landratsamt der Be¬ 

bauungsplan und die Begründung je 4-fach und eine Ablichtung 

der Bekanntmachung zur Anbringung des Genehmigungsvermerkes 

vorzulegen. Eine Ausfertigung des Beschlusses über die Auf¬ 

lagen ist mit vorzulegen. Sollte die Auslegung nicht mehr 

in diesem Jahr begonnen werden, ist § 12 BBauG- neue Passung 

unbedingt zu beachten. 

Von Seiten des Kreisbauamtes wird gebeten, nach erfolgter 

Vermessung der in die Bebauungsplan-Erweiterung aufgenommenen 

Grundstücke und Flur-Nrn. (Parzellen Br. 31 his 34) die ent¬ 

sprechenden Veränderungsnachweise mit Eintragung der amtlichen 

Fl.Nrn. der neugebildeten Teilflächen, der neuen Straßenbe- 

zeichnungen und Hausnummern, falls von der Gemeinde bereits 

bestimmt, dem Kreisbauamt zu übergeben. 

Rambold 
Landrat 


